
30 Stunden und gut

Interview mit Peter Köster zur aktuellen Debatte in 
den Gewerkschaften und zur Arbeitszeitkonferenz 
der DKP.
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Thema der Woche

Alle acht Minuten ein Einschlag
Eskalation der Kämpfe in Teilen Syriens

Das Internationale Komitee vom Ro-
ten Kreuz warnt vor den schlimms-
ten Kämpfen des Jahres, die zurzeit in 
mehreren Gebieten Syriens Schulen 
und Krankenhäuser zerstören und de-
nen Hunderte von Zivilisten zum Op-
fer fallen. Es gehe dabei nicht nur um 
al-Raqqa und Deir Ezzor, sondern 
auch um Kämpfe in Deeskalationszo-
nen, deren Einrichtung in den vergan-
genen Monaten Anlass zu Hoffnung 
geboten hatte.

Die vorläufig letzte Deeskala-
tionszone in Syrien wurde auf dem 
Treffen der Garantiemächte Iran, 
Türkei und Russland in Astana ver-
einbart: Sie gilt in der Provinz Idlib. 
Mit den Deeskalationszonen gehen 
Vereinbarungen über einen Waffen-
stillstand einher, die Versorgung der 
Bevölkerung mit Hilfsmitteln soll 
ermöglicht werden, das Ausmaß der 
Gewalt soll reduziert werden. In vie-
len Gebieten Syriens hat sich durch 

diese Vereinbarungen die Situation 
verbessert.

Die aktuelle Eskalation der Ge-
walt, vor der das Rote Kreuz warnt, 
hat viele Gründe. Beginnen wir in 
Raqqa: Die Stadt war über Monate 
einem heftigen Bombardement durch 
Artillerie und Luftwaffe der USA aus-
gesetzt. Die USA feuern mehr Bom-
ben auf al-Raqqa ab als selbst während 
der heftigsten Kämpfe um Mossul. Im 
August gab es alle acht Minuten den 
Einschlag einer Bombe, einer Rake-
te oder einer Granate. Diese Zahlen 
wurden von „Airwars“ zusammenge-
stellt, einer Non-Profit-Organisation, 
die den Umfang der US-Luftangriffe 
verfolgt. Allein im August gab es dabei 
nach Angaben von „Airwars“ mehr 
als 400 getötete Zivilisten.

In Deir Ezzor und in Hama kämp-
fen die syrische Armee und ihre Ver-
bündeten gegen den IS. Dort und in 
anderen Gebieten besteht nach wie 

vor das Problem, dass sogenannte „ge-
mäßigte Rebellen“ – gegenüber denen 
ein Waffenstillstand gilt – sich nicht 
von den Dschihadisten der al-Nusra 
und IS distanzieren wollen.

In Idlib sind die Dschihadisten der 
al-Nusra und ihre Verbündeten die 
stärksten Gruppen. Sie lehnen jede 
Deeskalation ab. Als die Deeskala-
tionszonen eingerichtet wurden, war 
von vornherein klar: Das Blutvergie-
ßen würde damit nicht beendet wer-
den können. „Kein Waffenstillstand 
gegenüber IS, al-Nusra und ihren 
Verbündeten“ – das war die Quint-
essenz mehrerer UN-Resolutionen. 
Nur wenige Tage nach der Festlegung 
der Deeskalationszone griff al-Nusra 
eine Einheit der russischen Militärpo-
lizei an. Diese Militärpolizisten sind 
ja gerade deshalb im Einsatz, um den 
Waffenstillstand zu überwachen. Nur 
durch das massive Eingreifen von rus-
sischen und syrischen Armeeeinheiten 

konnten die 29 bedrohten Militärpoli-
zisten gerettet werden.

Wie üblich werden syrischen – oder 
wahlweise russischen – Flugzeugen An-
griffe auf Krankenhäuser vorgeworfen. 
Wie im Falle Aleppos die Weißhelme, 
sind es Vertreter der bewaffneten Op-
position, die solche Nachrichten als 
Waffen in ihrem Krieg verbreiten. Da-
runter ist zum Beispiel ein sogenanntes 
„Gesundheitsministerium von Hama“.

Die sogenannten gemäßigten 
Dschihadisten weigern sich in vielen 
Fällen noch immer, sich von IS und 
al-Nusra zu distanzieren. Gegenüber 
Verhandlungen haben sie eine bes-
tenfalls zweideutige Position. Das 
und die massiven Bombardements 
der USA, die noch immer versuchen, 
ihre Interessen in Syrien durchzuset-
zen, führen zu den massiven Kämp-
fen, „den schlimmsten seit dem Kampf 
um Aleppo“, wie es das Rote Kreuz ge-
nannt hatte.� Manfred Ziegler

Die Akte Gingold
Urteil gegen Antifaschistin und Persilschein für Inlandsgeheimdienst

Das Verwaltungsgericht Kassel 
hat alle Anträge der Antifa-
schistin Silvia Gingold auf Lö-

schung der über sie geführten Verfas-
sungsschutzakte sowie auf Einstellung 
ihrer geheimdienstlichen Beobach-
tung abgelehnt. Die Tochter der ver-
storbenen Widerstandskämpfer und 
Kommunisten Etti und Peter Gingold 
hatte gegen das Hessische Landesamt 
für Verfassungsschutz auf Beendigung 
ihrer fortgesetzten geheimdienstli-
chen Beobachtung und auf Vernich-
tung entsprechender Akten geklagt.

In der am 5.  Oktober übermit-
telten Urteilsbegründung folgen die 
Richter jedoch in allen Punkten den 
ideologisch motivierten Positionen 
und Begründungen des hessischen 
Inlandsgeheimdienstes. Weil Silvia 
Gingold Reden gegen Berufsverbote, 
Neonazismus und Rassismus hält und 
in öffentlichen Veranstaltungen etwa 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes – Bund der Antifaschis-
ten (VVN-BDA) oder der Linkspar-
tei aus den Erinnerungen ihres Vaters 
liest, stehe sie zu Recht unter Beob-
achtung, behauptete das Gericht.

Gingold selbst zeigte sich „fas-
sungslos und empört“ darüber, dass 
das Gericht die Zulässigkeit ihrer Be-
obachtung im Urteil festgestellt und 
ihre Klage abgewiesen hat. „An kei-
ner Stelle wird im Urteil gewürdigt, 
was mein Anwalt und ich im Verfah-
ren dargelegt haben: Auf dem Hin-
tergrund meiner Familiengeschichte 
habe ich die durch meine antifaschis-
tische Grundhaltung geprägte Einstel-
lung zum Grundgesetz ausgedrückt. 
Ich habe betont, dass mein bisheri-
ges politischen Wirken darauf gerich-
tet war und ist, die Grund- und Men-
schenrechte zu verteidigen und alle 
gegen die Verfassung gerichteten ras-
sistischen, ausländerfeindlichen und 
das Asylrecht in Frage stellenden Be-
strebungen zu bekämpfen, wie es die 
Verfassung gebietet und wie ich dies 
als meine Pflicht ansehe“, stellte sie in 
einer ersten Reaktion auf den Urteils-

spruch klar. „Angesichts des Umgangs 
mit dem Rechtsterrorismus und den 
NSU-Morden, deren Aufklärung der 
Inlandsgeheimdienst behindert, da er 
selbst darin zutiefst verstrickt ist, emp-
finde ich das als Skandal“, so Gingold 
weiter.

Das Gericht habe den „selbst 
noch in den Berufsverboteverfahren 
der 70er Jahre von den Gerichten ver-
folgten Grundsatz der Einzelfallprü-
fung verlassen“, kritisierte Gingolds 
Rechtsanwalt Otto Jäckel. „Das, was 
jemand denkt, sagt oder tut, soll nach 
Auffassung des Gerichts keine Rolle 
spielen. Es soll nur darauf ankommen, 
ob es einer von dem Verfassungsschutz 
als linksextrem eingestuften Organisa-
tion nützt“, monierte der Jurist.

Den von Jäckel in der mündlichen 
Verhandlung erhobenen Einwand, so-
wohl die Partei „Die Linke“ als auch die 

VVN-BdA seien in den aktuellen Ver-
fassungsschutzberichten des Bundes 
als auch des Landes Hessen gar nicht 
mehr als zu beobachtende Organisati-
onen aufgeführt, tat das Gericht mit ei-
nem Hinweis auf eine Bemerkung des 
Vertreters des Landesamts für Verfas-
sungsschutz ab. Dieser hatte erklärt, 
der Geheimdienst beobachte auch Or-
ganisationen, die im Verfassungsschutz-
bericht nicht aufgeführt seien.

Das Urteil stößt auf massive Kri-
tik: „Das Skandalurteil des Verwal-
tungsgerichts Kassel über die Recht-
mäßigkeit der weiteren Beobachtung 
von Silvia Gingold durch den Verfas-
sungsschutz sagt weniger etwas über 
die Gesinnung der Friedensaktivistin 
und Antifaschistin aus als über die 
Verfasstheit des bundesdeutschen und 
insbesondere des hessischen Staatsap-
parates“, kritisierte die Bundestagsab-

geordnete Ulla Jelpke. Es sei „nicht 
verfehlt, dieses Urteil als Inbegriff 
der Klassenjustiz zu bezeichnen. Denn 
hier sichert sich die herrschende Klas-
se gegen Kritik von links ab“. Nicht Sil-
via Gingold und die VVN-BdA seien 
„eine Gefahr für die demokratische 
Grundordnung, sondern der Hessische 
Verfassungsschutz“, stellte Jelpke klar.

Der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele forderte, das „Erbe des an-
tifaschistischen Widerstandes ent-
schlossen gegen die Schlapphüte, 
Schreibtischtäter und die politischen 
Scharfmacher in der Landes- und 
Bundespolitik zu verteidigen“. Die 
Solidarität der DKP gelte auch wei-
terhin den Opfern „der immer aggres-
siver werdenden staatlichen Repressi-
ons- und Diffamierungsstrategie ge-
gen links“.
� Markus Bernhardt  

Silvia Gingold wird vom Verfassungsschutz überwacht, weil sie Antifaschistin ist.

Friedens­
nobelpreis 
für ICAN
Die Internationale Kampagne für 
die Abschaffung der Atomwaffen 
(ICAN) erhält in diesem Jahr den 
Friedensnobelpreis. Wie das No-
belpreiskomitee in Oslo mitteilte, 
erhält die ICAN die Auszeichnung 
für „ihre Arbeit, Aufmerksamkeit 
auf die katastrophalen humanitären 
Konsequenzen von Atomwaffen zu 
lenken“. ICAN habe sich bahnbre-
chend um ein vertragliches Verbot 
dieser Waffen bemüht. Damit weicht 
das Nobelpreiskomitee von seiner 
Praxis der letzten Jahre ab, Kriegs-
treiber und Völkerrechtsverletzer 
auszuzeichnen.

Die Preisträgerin ICAN hat 468 
Partnerorganisationen in über 100 
Ländern.Der Vorsitzende der ärztli-
chen Friedensorganisation IPPNW 
Deutschland, Dr. Alex Rosen, saß 
2006 im internationalen Vorstand 
der IPPNW, als dieser die Kampagne 
ins Leben rief. Er zeigte sich erfreut 
über den „Rückenwind“, den ICAN 
aus Oslo erhalte. Sascha Hach, Vor-
standsmitglied der deutschen Sek-
tion von ICAN, forderte die Bun-
desregierung auf, dem Vertrag zum 
Verbot von Atomwaffen jetzt beizu-
treten.

Im Juli 2017 haben sich in den 
Vereinten Nationen 122 Staaten 
hinter diesem Ziel von ICAN ver-
sammelt und den Vertrag zum Ver-
bot von Atomwaffen beschlossen. 
„Die Atomwaffenstaaten und ihre 
Alliierten können sich nicht länger 
verstecken, wenn der Rest der Welt 
nach Abrüstung und Ächtung ruft“, 
erklärt Xanthe Hall, Abrüstungsex-
pertin bei ICAN Deutschland.

Die Bundesregierung hat die 
Verhandlungen zum Verbotsver-
trag in diesem Jahr boykottiert. In 
Deutschland selbst sind etwa zwei 
Dutzend Atomwaffen stationiert, 
die nun trotz der aktuellen nuklea-
ren Spannungen zwischen USA und 
Nordkorea sowie zwischen NATO 
und Russland für Milliarden mo-
dernisiert werden. ICAN Deutsch-
land kritisiert die nukleare Aufrüs-
tung auf beiden Seiten und fordert 
den sofortigen Abzug der in Büchel 
stationierten Atomwaffen. Die Bun-
desregierung muss sich in dieser kri-
tischen Situation von der Abschre-
ckungspolitik der NATO eindeutig 
distanzieren.

Das Engagement gegen Atomwaffen 
wird in Deutschland eher bestraft 
denn gepreist: So hat das Landge-
richt Cochem in der letzten Woche 
vier FriedensaktivistInnen zu 30 Ta-
gessätzen Geldstrafe verurteilt, weil 
sie im September 2016 in den Atom-
waffenstützpunkt Büchel eingedrun-
gen waren und die Start- und Lan-
debahn des Fliegerhorstes Büchel 
besetzt hatten. Der IPPNW-Arzt 
Ernst-Ludwig Iskenius, eine Heb-
amme und zwei Studierende wollten 
mit der gewaltfreien Aktion auf die 
Lagerung von Atomwaffen in der Ei-
fel und deren Aufrüstung durch den 
Austausch mit einer zielgenaueren 
Version der B61-Atombombe auf-
merksam machen

Weitere Beiträge auf den 
Seiten 9 und  11
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